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Im Sinne der Entschließung des Nationalrates, betreffend die Begutachtung· er an die 

vorberatenden Körperschaften und Zentralstellen versendeten Gesetzentwürfe, beehrt 

sich das Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie in der Anlage seine 

Stellungnahme zu den vom Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr 

erstellten und mit Schreiben vom 11. Juni 1991, ZI. 210.559/4-11/1-1991, versendeten 

Entwurf eines Bundesgesetzes, betreffend Neuordnung der Rechtsverhältnisse der 

ästerreichischen Bundesbahnen, in 25-facher Ausfertigung zu übermitteln. 

Anlage: 25 Kopien 

9. August 1991 

Für den Bundesminister: 

i.V. Dr. Glöckel 
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Zum Schreiben vom 11. Juni 1991, ZI. 210.559/4-11/1-1991, beehrt sich das 

Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie mitzuteilen, daß gegen den 

Entwurf eines Bundesgesetzes betreffend Neuordnung der Rechtsverhältnisse der 

Österreichischen Bundesbahnen kein Einwand besteht. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme wurden dem Präsidium des Nationalrates 

zugeleitet. 

9. August 1991 

Für den Bundesminister: 

i.V. Dr. Glöckel 
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